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Amtliche Bekanntmachungen 
 

Amt für Stadtplanung und Bauordnung 
 

112/2024 

Bezirksregierung Arnsberg 
Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW 
Geschäftszeichen: 61.h15-7-2024-1 
Goebenstraße 25 
44135 Dortmund 
 
Anträge der RAG AG auf 

- Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis für das Heben von Gruben-
wasser an der Zentralen Wasserhaltung Robert Müser in Bochum und 
Einleitung in den Harpener Teich (61.r13-7-2024-1) 

- Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis für das Heben von Gruben-
wasser an der Zentralen Wasserhaltung Friedlicher Nachbar in Bochum 
und Einleitung über das bestehende Gerinne in die Ruhr 
(61.f10-7-2024-1) 

- Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis für das Heben von Gruben-
wasser an der Zentralen Wasserhaltung Heinrich in Essen (Ruhr) und 
Einleitung in die Ruhr (61.h15-7-2024-1) 

in Verbindung mit einer gemeinsamen Umweltverträglichkeitsprüfung. 
 
Die RAG AG, Im Welterbe 10, 45141 Essen hat am 24.04.2024 für den Weiterbetrieb der 
oben genannten drei Zentralen Wasserhaltungen jeweils einen Antrag auf Erteilung einer Er-
laubnis nach §§ 8 Abs. 1 und 9 Abs. 1 Nr. 4 und 5 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) mit ge-
meinsamem UVP-Bericht nach Maßgabe der §§ 10 Abs. 4 und 16 Abs. 1 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) gestellt.  
 
Betroffen von den Vorhaben sind die Stadt Bochum, die Stadt Duisburg, die Stadt Essen, die 
Stadt Hattingen, die Stadt Mülheim (Ruhr), die Stadt Oberhausen und die Stadt Witten. 
 
Die RAG AG betreibt seit über 50 Jahren die Zentralen Wasserhaltungen Robert Müser, 
Friedlicher Nachbar und Heinrich im Gewässereinzugsgebiet der Ruhr. Bis zur endgültigen 
Einstellung der Gewinnung von Steinkohle im Ruhrrevier zum 31.12.2018 hatten diese eine 
dienende Funktion für die Sicherheit des Gewinnungsbetriebs in den bis dahin aktiven Stein-
kohlebergwerken. Mit der Beendigung der Gewinnung von Steinkohle ist dieser Zweck zwar 
entfallen, jedoch ist der Weiterbetrieb zum Schutze der Tagesoberfläche und zum Schutze 
der für die Trink- und Brauchwasserversorgung nutzbaren Grundwasserhorizonte als Teil der 
Ewigkeitslasten des beendeten Steinkohlenbergbaus im Ruhrrevier dauerhaft erforderlich, 
um den Anstieg des Grubenwasserpegels in der aufgegebenen Steinkohlen-Lagerstätte auf 
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ein unkritisches Maß zu begrenzen und dort zu halten. Dies geht einher mit einer geänderten 
Betriebsweise durch teilweise Umstellung auf die Technik der Brunnenwasserhaltung. Mit 
den o. a. Anträgen stellt die RAG AG daher auf den an die zukünftige dauerhafte Aufgabe 
angepassten Weiterbetrieb der oben genannten drei Zentralen Wasserhaltungen ab. 
 
• Die RAG AG beantragt das Heben von jährlich max. 18 Mio. m3 Grubenwasser am Stand-

ort der Zentralen Wasserhaltung Heinrich und Einleitung dieses Wassers in die Ruhr bei 
Fluss-km 40,69 auf dem Gebiet der Stadt Essen. 

• Beantragt ist weiterhin das Heben von jährlich max. 9,8 Mio. m3 Grubenwasser am Stand-
ort der Zentralen Wasserhaltung Robert Müser und Einleitung dieses Wassers in den 
Harpener Teich auf dem Gebiet der Stadt Bochum, von wo aus das Wasser über den 
Oelbach in die Ruhr fließt. 

• Beantragt ist zudem das Heben von jährlich max. 8,3 Mio. m3 Grubenwasser am Standort 
der Zentralen Wasserhaltung Friedlicher Nachbar und Einleitung dieses Wassers über ein 
bestehendes Gerinne in die Ruhr auf dem Gebiet der Stadt Bochum. 

Die beantragten Jahreshebe- und Einleitmengen entsprechen den aktuell befristet bis zum 
31.03.2026 zugelassenen Höchstmengen. Sie liegen unter den Mengen, die zu Zeiten des 
aktiven Steinkohlebergbaus zutage gefördert und eingeleitet wurden. Die Anträge der RAG 
AG dienen der langfristigen - über den 31.03.2026 hinausgehenden - Sicherung der Gruben-
wasserhaltung. 
 
Das für die drei Wasserhaltungsstandorte zugelassene Grubenwasserannahmeniveau soll 
mit den Anträgen der RAG AG nicht geändert werden. Auch der Umbau der Wasserhal-
tungsstandorte zur Brunnenwasserhaltung, der durch bergrechtliche Betriebspläne zugelas-
sen wurde und teilweise bereits umgesetzt wurde bzw. in der Umsetzung befindlich ist, ist 
nicht Gegenstand der Anträge der RAG AG. 
 
Die Entnahme von Grundwasser (hier Grubenwasser aus den stillgelegten Grubengebäuden 
der ehemaligen Bergwerke) sowie dessen Einleitung in Oberflächengewässer bedarf einer 
wasserrechtlichen Erlaubnis nach §§ 8 Abs. 1 und 9 Abs. 1 Nr. 4 und 5 Wasserhaushaltsge-
setz (WHG). Zuständig für das Verfahren ist gemäß § 19 Abs. 2 WHG die Bezirksregierung 
Arnsberg als Bergbehörde. 
 
Die RAG AG hat daher für den an die zukünftige dauerhafte Aufgabe angepassten Weiterbe-
trieb der oben genannten drei Zentralen Wasserhaltungen jeweils einen Antrag auf Erteilung 
einer Erlaubnis nach §§ 8 Abs. 1 und 9 Abs. 1 Nr. 4 und 5 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
gestellt. 
 
Gemäß §§ 6 und 10 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. Anlage 1 Nr. 13.3.1, Spalte 1 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung zwingend 
erforderlich, wenn die Entnahme von Grundwasser ein Volumen von 10 Mio. m³ je Jahr er-
reicht oder überschreitet. Dies ist sowohl bei der Zentralen Wasserhaltung Heinrich alleine, 
aber auch bei der gemeinsamen Betrachtung aller drei Standorte der Fall. 
 
Da die Einleitungen der drei Standorte gemeinsam auf das Gewässereinzugsgebiet der Ruhr 
einwirken, wurden diese als kumulierende Vorhaben gemäß § 10 Abs. 4 (UVPG) in einem 
gemeinsamen Bericht zu den voraussichtlichen Umweltauswirkungen des Vorhabens (UVP-
Bericht) nach § 16 Abs. 1 UVPG betrachtet. 
 
Weitergehend ist für die geplante Erteilung der wasserrechtlichen Erlaubnis zur Entnahme 
und Einleitung von Grundwasser (Grubenwasser) der drei Zentralen Wasserhaltungen eine 
FFH-Verträglichkeitsprüfung nach § 34 Abs. 1 des Gesetzes über Naturschutz und Land-
schaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG) bzw. Art. 6 Abs. 3 FFH-Richtlinie so-
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wie eine artenschutzrechtliche Prüfung entsprechend §§ 44 und 45 BNatSchG durchzufüh-
ren. 
 
Hiermit werden gemäß § 73 Abs. 5 Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen (VwVfG NRW) in Verbindung mit § 18 Abs. 1 sowie § 19 Abs. 1 UVPG und ferner 
in Verbindung mit § 2 Abs. 1 des Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- 
und Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie (Planungssicherstellungs-
gesetz - PlanSiG) die Vorhaben und die Veröffentlichung der zugehörigen Anträge auf was-
serrechtliche Erlaubnis zur Einsichtnahme im Internet bekannt gemacht. 
 
Die Anträge auf wasserrechtliche Erlaubnis stehen in der Zeit vom 30.07.2024 bis ein-
schließlich 29.08.2024 auf der Internetseite der Bezirksregierung Arnsberg unter 
 

https://www.bezreg-arnsberg.nrw.de/bekanntmachungen/ 
 
zur allgemeinen Einsichtnahme zur Verfügung. Gemäß § 3 Abs. 1 PlanSiG ersetzt diese Ver-
öffentlichung im Internet die physische Auslegung der Unterlagen. 
 
Als zusätzliches Informationsangebot besteht die Möglichkeit, die Anträge auf wasserrechtli-
che Erlaubnis bei den Städten Bochum, Duisburg, Essen, Hattingen, Mülheim (Ruhr), Ober-
hausen und Witten physisch einzusehen (§ 3 Abs. 2 PlanSiG). Maßgeblich sind die im Inter-
net veröffentlichten Unterlagen. Die Anträge auf wasserrechtliche Erlaubnis liegen im vorge-
nannten Zeitraum in den nachfolgend benannten Gebäuden während der unten angegebe-
nen Öffnungszeiten zur allgemeinen Einsichtnahme aus: 
 
Gebäude Öffnungszeiten 
Stadt Bochum 
Technisches Rathaus 
Hans-Böckler-Str. 19 
44787 Bochum 
Zimmer 1.0.210 

Mo., Di., Fr.: 8:00 - 13:00 
Mi.: 8:00 - 16:00 
Do.: 8:00 - 18:00 

Stadt Duisburg 
Amt für Stadtentwicklung und Projektmanage-
ment 
Friedrich-Albert-Lange-Platz 7 
(Eingang Moselstr.) 
47051 Duisburg 
Anmeldung Pförtnerloge 

Mo. - Do.: 
8:00 - 13:00 und 13:30 - 16:00 
Fr.: 8:00 - 14:00  

Stadt Essen 
Amt für Stadtplanung und Bauordnung 
Lindenallee 10 (Deutschlandhaus) 
45121 Essen 
5. Etage, Raum 501 

Mo. - Fr.: 8:00 - 15:00 

Stadt Hattingen 
Rathausplatz1 
45525 Hattingen 
am Empfang (Rathaus - Foyer) 

Mo. - Do.: 8:00 - 15:30 
Fr.: 8:30 - 12:00 

Stadt Mülheim (Ruhr) 
Service Center Bauen 
Hans-Böckler-Platz 5 
45468 Mülheim (Ruhr) 

Mo., Di., Mi., Fr.: 8:00 - 12:30 
Do.: 8:00 - 12:30 und 14:00 - 16:00 

Stadt Oberhausen 
Technisches Rathaus 
Bahnhofstraße 66 
46042 Oberhausen 
Gebäudeteil B, Raum B 604 

Mo. - Do.: 8:30 - 15:00 
Fr.: 8:30 - 12:00 

https://www.bezreg-arnsberg.nrw.de/bekanntmachungen/
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Gebäude Öffnungszeiten 
Stadt Witten 
Bürgerberatung 
Marktstraße 16 
58452 Witten 

Mo., Mi., Do.:  
8:00 - 12:00 und 13:00 - 15:00 
Di.: 8:00 - 12:00 und 13:00 - 17:00 
Fr.: 8:00 - 13:00 

 
Gemäß § 20 Abs. 2 UVPG werden der Inhalt dieser Bekanntmachung sowie die auszulegen-
den Antragsunterlagen auch auf der Website des zentralen Portals (Umweltverträglichkeits-
prüfungen Nordrhein-Westfalen) https://uvp-verbund.de/nw im o. g. Zeitraum zugänglich ge-
macht. 
 
1. Jeder, dessen Belange durch diese Vorhaben berührt werden, kann bis spätestens einen 

Monat nach Ablauf der Auslegungsfrist (§ 21 Abs. 2 UVPG), das ist bis einschließlich zum 
30.09.2024, bei der Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und Energie in 
NRW, Goebenstr. 25 in 44135 Dortmund Einwendungen gegen diese Vorhaben schriftlich 
erheben. 

Zur äußerungsberechtigten betroffenen Öffentlichkeit gehören gem. § 2 Abs. 9 UVPG alle 
Personen, deren Belange durch die beantragten Zulassungsentscheidungen berührt wer-
den sowie Vereinigungen, deren satzungsmäßiger Aufgabenbereich durch die Zulas-
sungsentscheidungen berührt wird, darunter auch Vereinigungen zur Förderung des Um-
weltschutzes. 

 
Die Einwendung muss den geltend gemachten Belang und das Maß der Beeinträchtigung 
erkennen lassen. Sie soll den Vor- und Zunamen sowie die Anschrift des jeweiligen Ein-
wenders tragen. Einwendungen und Stellungnahmen gegen die Anträge sind gem. § 73 
Abs. 4 Satz 1 VwVfG NRW bzw. § 21 UVPG schriftlich zu tätigen. Die Abgabe von Erklä-
rungen zur Niederschrift ist bei der Bezirksregierung Arnsberg, Goebenstr. 25 in 44125 
Dortmund, nach vorheriger Absprache mit Herrn Schröder Tel.: 02931 82-5912, E-Mail: 
joerg.schroeder@bra.nrw.de oder Herrn Lange Tel.: 02931 82-3583, E-Mail: juer-
gen.lange@bra.nrw.de möglich. 

 
Gemäß § 3a Abs. 2 VwVfG NRW kann die angeordnete Schriftform durch die elektroni-
sche Form ersetzt werden. Auf elektronischem Wege können Einwendungen und Stel-
lungnahmen wie folgt abgegeben werden: 
 
- durch absenderbestätigte DE-Mail an die Adresse der Bezirksregierung Arns-

berg poststelle@bra-nrw.de-mail.de oder 
- durch Übermittlung eines elektronischen Dokumentes mit qualifizierter elektro-

nischer Signatur an die Adresse der Bezirksregierung Arnsberg post-
stelle@bra.sec.nrw.de. 

Es wird auf die Internetseite der Bezirksregierung Arnsberg https://www.bezreg-arns-
berg.nrw.de/themen/k/kontakt/index.php verwiesen, die alle benötigten Informationen 
hierzu enthält. Es wird darauf hingewiesen, dass Einwendungsschreiben an die Antrags-
tellerin zur Stellungnahme weitergegeben werden. Auf Verlangen der Einwender werden 
deren Name und Anschrift unkenntlich gemacht, soweit die Angaben nicht zur Beurteilung 
des Inhalts der Einwendungen erforderlich sind. Die datenschutzrechtlichen Hinweise zur 
Weitergabe der Einwendungen finden Sie auf der Internetseite der Bezirksregierung: 
https://www.bra.nrw.de/bezirksregierung/datenschutz-der-bezirksregierung-arnsberg. 

 
Bei Einwendungen und Stellungnahmen die von mehr als 50 Personen auf Unterschriften-
listen unterzeichnet oder in Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden 
(gleichförmige Eingaben), ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite deutlich 

https://uvp-verbund.de/nw
mailto:poststelle@bra-nrw.de-mail.de
mailto:poststelle@bra.sec.nrw.de
mailto:poststelle@bra.sec.nrw.de
https://www.bezreg-arnsberg.nrw.de/themen/k/kontakt/index.php
https://www.bezreg-arnsberg.nrw.de/themen/k/kontakt/index.php
https://www.bra.nrw.de/bezirksregierung/datenschutz-der-bezirksregierung-arnsberg
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sichtbar ein Unterzeichner mit Namen und Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeich-
ner zu benennen. Vertreter kann nur eine natürliche Person sein. 

 
Anderenfalls können diese Einwendungen und Stellungnahmen unberücksichtigt bleiben 
(§ 17 Abs. 1 und 2 VwVfG NRW). Ferner wird die Anhörungsbehörde gleichförmige Ein-
gaben insoweit unberücksichtigt lassen, als Unterzeichner ihren Namen oder ihre An-
schrift nicht oder unleserlich angegeben haben (§ 17 Abs. 2 Satz 3 VwVfG NRW). 

 
Mit Ablauf der o.g. Frist sind alle Einwendungen und Stellungnahmen ausgeschlossen, 
die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen (§ 73 Abs. 4 Satz 3 VwVfG 
NRW und § 21 Abs. 4 UVPG). Dies gilt auch für Stellungnahmen von Vereinigungen, die 
auf Grund einer Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt sind, Rechtsbe-
helfe nach der Verwaltungsgerichtsordnung gegen die Entscheidung nach § 74 VwVfG 
NRW einzulegen (§ 73 Abs. 4 Satz 5 und 6 VwVfG NRW). Der Einwendungsausschluss 
und der Ausschluss der Stellungnahmen beschränkt sich nur auf diese Verwaltungsver-
fahren. 

 
2. Rechtzeitig erhobene Einwendungen und Stellungnahmen werden in einem Erörterungs-

termin oder einer Online-Konsultation nach § 5 Abs. 4 PlanSiG erörtert. Der Erörterungs-
termin bzw. die Online-Konsultation wird mindestens eine Woche vorher ortsüblich be-
kannt gemacht. Diejenigen, die fristgerecht Einwendungen und Stellungnahmen erhoben 
haben bzw. bei gleichförmigen Einwendungen und Stellungnahmen deren Vertreter, wer-
den über den Erörterungstermin bzw. der Online-Konsultation benachrichtigt. Sind mehr 
als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so können diese durch öffentliche Bekanntma-
chung ersetzt werden (§ 73 Abs. 6 Satz 4 VwVfG NRW). 

Der Erörterungstermin bzw. die Online-Konsultation ist nicht öffentlich. Zugang zum Ter-
min bzw. zur Online-Konsultation haben nur die zur Teilnahme Berechtigten. Die Vertre-
tung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist durch eine 
schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten der Anhörungsbehörde zu geben 
ist. Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn ver-
handelt werden. Das Anhörungsverfahren ist mit Abschluss des Erörterungstermins bzw. 
der Online-Konsultation beendet. 

 
3. Durch Einsichtnahme in die Antragsunterlagen, Erhebung von Einwendungen und Stel-

lungnahmen, Teilnahme am Erörterungstermin bzw. an der Online-Konsultation oder Ver-
treterbestellung entstehende Kosten werden nicht erstattet. 

 
4. Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss des Anhörungsverfah-

rens durch die Zulassungsbehörde entschieden. Die Zustellung der Entscheidungen (was-
serrechtliche Erlaubnisse) an die Einwender und diejenigen, die eine Stellungnahme ab-
gegeben haben, kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 
50 Zustellungen vorzunehmen sind (§ 74 Abs. 5 Satz 1 VwVfG NRW). 
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5. Um Dritten die Beurteilung zu ermöglichen, ob und in welchem Umfang sie von den Um-
weltauswirkungen des Vorhabens betroffen werden können, liegen umweltbezogene In-
formationen anhand nachfolgender Unterlagen vor, die Bestandteil der offengelegten Un-
terlagen sind: 

 
- Angaben zur Umweltverträglichkeit des Vorhabens (Unterlage 1 - UVP-Bericht) 

 
- Wasserrechtlicher Fachbeitrag zur Beurteilung der Einhaltung der Bewirtschaftungs-

ziele nach der EU-Wasserrahmenrichtlinie 
(Unterlage 2 - Fachbeitrag zur Wasserrahmenrichtlinie 
 

- Artenschutzrechtliche Untersuchung nach BNatSchG 
(Unterlage 3 - Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag) 
 

- Untersuchung der FFH-Verträglichkeit nach EU-FFH-Richtlinie 
(Unterlage 4 - Natura 2000-Verträglichkeitssrudie/-vorstudie) 
 

- Hydrogeologische Grundlagenermittlung (Unterlage 5) 

Bezirksregierung Arnsberg 
Im Auftrag 
gez. Kugel 
 
Essen, den 18.06.2024 Der Oberbürgermeister 

 Im Auftrag 
 
 

 Müller 
 Amt für Stadtplanung und Bauordnung 

 88-61 352 
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Amt für Straßen und Verkehr 
 

113/2024 

Widmungserweiterung 
 
Die Bezirksvertretung I hat in ihrer Sitzung am 28.05.2024 beschlossen, gem. § 6 Abs. 1 
Straßen- und Wegegesetz des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) in der zurzeit gül-
tigen Fassung die Widmung 
 

eines ca. 70 m langen Weges östlich der Straße Feldhauskamp, 
 
dessen Gemeingebrauch auf den öffentlichen Fußverkehr beschränkt ist, nachträglich auf 
die Benutzung für den öffentlichen Fuß- und Radverkehr zu erweitern. 
 
Der Lageplan, aus dem die genaue Lage und der Umfang der Widmung hervorgehen, ist als 
Bestandteil dieser Widmungsverfügung im Anschluss an diese Bekanntmachung veröffent-
licht. 
 
Darüber hinaus kann die Originalkarte zur Widmung und die Widmungsverfügung beim Amt 
für Straßen und Verkehr in Essen, Alfredstraße 163, Zimmer 203, während der Dienstzeit 
(nach Terminvereinbarung) eingesehen werden. 
 
Die Widmung wird hiermit gem. § 6 Abs. 1 StrWG NRW öffentlich bekannt gemacht. 
 
Diese Bekanntmachung gilt am Tage nach der Veröffentlichung im Amtsblatt der Stadt  
Essen als bekannt gegeben. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung  
Gegen diese Verfügung können Sie innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage 
erheben. 
Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Gelsenkirchen, Bahnhofsvorplatz 3, in 45879 Gelsen-
kirchen zu erheben.  
 
 
20. Juni 2024 Der Oberbürgermeister 
 Im Auftrage 
 gez. Najda 
 88-66 590 



Nr. 26/2024 Amtsblatt der Stadt Essen Seite 10 
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Sonstige Bekanntmachungen 
 

EVV Verwertungs- und Betriebs GmH (EVB) 
 

114/2024 

Jahresabschluss zum 31.12.2023 
 
Die Gesellschafterversammlung der EVV Verwertungs- und Betriebs GmbH hat am 
06.06.2024 den Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2023 festgestellt. Der Jahresüber-
schuss von 734.657,94 € wird anteilig in Höhe 404.000,00 € an die Anteilseignerin Stadt Es-
sen ausgeschüttet. 
 
Jahresabschluss und Lagebericht liegen in der Zeit 
 

vom 01. bis 16. August 2024 
 
in den Geschäftsräumen der EVV Verwertungs- und Betriebs GmbH, Lierfeldstraße 49, 
45326 Essen, zur Einsichtnahme aus. 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts beauftragte Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft, RST Hansa GmbH, Essen, hat am 19. April 2024 folgenden uneinge-
schränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 
 
„BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 
 
An die EVV Verwertungs- und Betriebs GmbH (EVB), Essen 
 
Prüfungsurteile 
 
Wir haben den Jahresabschluss der EVV Verwertungs- und Betriebs GmbH (EVB), Essen, - beste-
hend aus Bilanz zum 31. Dezember 2023 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr 
vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bi-
lanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der EVV 
Verwertungs- und Betriebs GmbH (EVB), Essen, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. De-
zember 2023 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
 
• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deut-

schen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt 
unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Ge-
sellschaft zum 31. Dezember 2023 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. 
Januar bis zum 31. Dezember 2023 und 
 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit 
dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 
 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendun-
gen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 
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Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstim-
mung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-
stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere 
Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung 
des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres 
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhän-
gig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vor-
schriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit die-
sen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungs-
nachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum 
Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss und den Lagebe-
richt 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der 
den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen 
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in 
Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als not-
wendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der 
frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d. h. Mani-
pulationen der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwort-
lich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. 
Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie da-
für verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Ge-
gebenheiten entgegenstehen. 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lagebe-
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrun-
gen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung 
eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen 
Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen 
im Lagebericht erbringen zu können. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresab-
schluss als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen 
Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-
schluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffen darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prü-
fungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
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Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass 
eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstel-
lungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesent-
lich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder ins-
gesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirt-
schaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 
 
• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jah-

resabschluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, pla-
nen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlan-
gen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für un-
sere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultierende 
wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist höher als das Risiko, 
dass aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt 
werden, da dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsich-
tigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner 
Kontrollen beinhalten könnte. 
 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevan-
ten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vor-
kehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebe-
nen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur 
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben. 

 
• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 

Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-
tern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

 
• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Ver-

tretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine we-
sentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, 
die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentli-
che Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazuge-
hörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, 
falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizie-
ren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unse-
res Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder 
Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstä-
tigkeit nicht mehr fortführen kann. 

 
• beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt ein-

schließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Ge-
schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, das der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
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nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft 
vermittelt. 

 
• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzes-

entsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesellschaft. 
 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zu-
kunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten An-
gaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen 
nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus 
diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Anga-
ben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein er-
hebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlichen von den zu-
kunftsorientierten Angaben abweisen. 

 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-
schließlich etwaiger Mängel am internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung 
feststellen.“ 
 
Schlussbemerkung 
 
Den vorstehenden Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses der EVV Verwertungs- 
und Betriebs GmbH, Essen, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2023 
und des Lageberichts für dieses Geschäftsjahr erstatten wir in Übereinstimmung mit den ge-
setzlichen Vorschriften und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Ab-
schlussprüfungen (IDW PS 450 n. F.). 
 
Der von uns erteilte Bestätigungsvermerk ist in Abschnitt G. unter „Wiedergabe des Bestäti-
gungsvermerks“ enthalten. 
 
Bei Veröffentlichung oder Weitergabe des Jahresabschlusses und/oder des Lageberichtes in 
einer von der bestätigten Form abweichenden Form (einschließlich der Übersetzung in an-
dere Sprachen) bedarf es zuvor unserer erneuten Stellungnahme, sofern hierbei unser Be-
stätigungsvermerk zitiert oder auf unsere Prüfung hingewiesen wird; wir verweisen insbeson-
dere auf § 328 HGB. 
 
Essen, 19.04.2024 
 
EVV Verwertungs- und Betriebs GmbH (EVB) 
Wolfgang Fröhlich 
Geschäftsführer 
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Öffentliche Zustellungen 
 

115/2024 

Liste der öffentlichen Zustellungen 
 
Zum Zwecke der öffentlichen Zustellung gem. § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes 
vom 12.08.2005 (BGBl. I S. 2354) in Verbindung mit § 1 des Landeszustellungsgesetzes 
NRW vom 07.03.2006 (GV. NRW. S. 94) in der jeweils gültigen Fassung wird für Nachge-
nannte(n) die Bekanntmachung eines Schreibens an der Anschlagtafel im Erdgeschoss des 
Rathauses, Porscheplatz 1, ausgehändigt. 
 
Name, Vorname letzte bekannte Anschrift zuständiges Amt 
 
Abdullah, Lindenallee 55 JobCenter Essen Mitte, 
Hazhar Omar Abdullah 45127 Essen  88-56 133 
 
Adas, Sabrina Postfach 120131 JobCenter Essen Nord, 
 45311 Essen  88-56 321 
 
Agbonome, Gerscheder Weiden 43 A JobCenter Essen 
Theresa Ngozi 45357 Essen Zentr. Dienste, 
   88-56 030 
 
Al Saeed, Bassam Schuirweg 107 JobCenter Essen Süd I, 
 45133 Essen  88-56 764 
 
Besler, Mustafa  Jugendamt, 
   88-51 634 
 
Biseri UG (haftungs-  Finanzbuchhaltung und 
beschränkt)  Stadtsteueramt, 
   88-21 456 
 
Chakifi, Tarek Lindenallee 55 JobCenter Essen Mitte, 
 45127 Essen  88-56 133 
 
Chegini, Mostafa  Jugendamt, 
   88-51 277 
 
Chegini, Mostafa  Jugendamt, 
   88-51 277 
 
Erarslan, Can Lindenallee 55 JobCenter Essen Mitte, 
 45127 Essen  88-56 133 
 
Hirschberger, Gerhard  Jugendamt, 
   88-51 273 
 
Hrechko, Daria Bückmannshof 30 JobCenter Essen Nord, 
 45326 Essen  88-56 318 
 
Hripta, Igor  Finanzbuchhaltung und 
  Stadtsteueramt, 
   88-21 456 
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Name, Vorname letzte bekannte Anschrift zuständiges Amt 
 
Kachnaoui, Hamza  Jugendamt, 
   88-51 758 
 
Karimi, Jamshid Spichernstr. 16 Finanzbuchhaltung und 
 45138 Essen Stadtsteueramt, 
   88-21 311 
Krakowiak, Angelina Kleine Steubenstr. 9 JobCenter Essen Mitte-Nord, 
 45139 Essen  88-57 142 
 
Mironchuk, Andrii Bückmannshof 30 JobCenter Essen Nord, 
 45326 Essen  88-56 318 
 
Nerghes, Estera Vorrathstr. 27 JobCenter Essen Mitte-Nord, 
 45139 Essen  88-56 214 
 
Owusu, David  Jugendamt, 
   88-51 273 
 
Rades, Alarbi Daniel-Goldbach-Str. 25 Zentrale Ausländerbehörde, 
 40880 Ratingen  88-38 803 
 
Salja, Bashkim Lindenallee 55 JobCenter Essen Mitte, 
 45127 Essen  88-56 133 
 
Schneider, Andreas Lindenallee 55 JobCenter Essen Mitte, 
 45127 Essen  88-56 133 
 
Uzubuaku, Gerscheder Weiden 43 A JobCenter Essen 
Ifeanyi Abrahahm 45357 Essen Zentr. Dienste, 
   88-56 030 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass das jeweilige Schriftstück zwei Wochen nach Aushang der 
Benachrichtigung als zugestellt gilt. 
 
 




